P R O T O K O L L
über die Sitzung der Gemeindevertretung am Donnerstag, den 11. Mai 2006 

um 19:30 Uhr im Gemeindeamt Anthering, Sitzungszimmer 2. Stock.

Anwesende:        
   

	Herr Bürgermeister Ing. Johann Mühlbacher
	

	Herr Vizebürgermeister Franz Gschaider
	

	Herr GR. Harald Humer
	

	Herr GR. Roman Schörghofer
	

	Herr GR. Heimo Leypold
	

	Herr GR. Hermann Frauenlob
	

	Herr GV. Christoph Canaval
	

	Frau GV. Brigitte Költringer
	

	Herr GV. Kurt Hofer
	

	Herr GV. Vinzenz Schmid
	

	Herr GV. Johann Dürnberger
	

	Herr GV. Franz Luginger
	

	Herr GV. Günther Nöhmer
	

	Herr GV. Ing. Wolfgang Dürnberger
	

	Frau GV. Rosemarie Schiefer
	

	Herr GV. Anton Luginger
	

	Herr GV. Markus Fink
	

	Frau GV. Helene Dürnberger
	

	Andreas Pirner
	


Entschuldigt:




	Herr GR. Georg Auer
	


Schriftführer: Eva Liebenwein
T A G E S O R D N U N G
	 1. 
	 Fragestunde der Gemeindebürger

	 2. 
	 Genehmigung des Protokolles vom 28. März 2006

	 3. 
	 Bericht des Bürgermeisters

	 4. 
	 Jahresrechnung für das Jahr 2005

	 5. 
	 Ergänzung Straßenbezeichnung

	 6. 
	 Beschlussfassung Hundesteuerverordnung für die Gemeinde Anthering

	 7. 
	 Teiländerung des Flächenwidmungsplanes für Teilstück der GP. 3762/15, KG. Anthering, 

 (Johann und Brigitte Kaschnitz, Landstraße 1)

	 8. 
	 Allfälliges


Sitzungsverlauf:

Der Bürgermeister eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung, stellt die Beschlussfähigkeit fest und gibt bekannt, dass die Tagesordnung mit der Einladung zugegangen ist. Einwendungen zur Tagesordnung werden nicht vorgebracht. Der Bürgermeister geht daher in diese ein.

Zu Punkt 1.)

Zum Tagesordnungspunkt „Fragestunde der Gemeindebürger“ werden keine Anfragen gestellt.

Zu Punkt 2.)

Auf die Frage des Bürgermeisters, ob das Protokoll vom 28. März 2006 verlesen werden soll, wird von den Fraktionen festgestellt, dass dies nicht notwendig ist, weil Gleichschriften an die Mitglieder der Gemeindevertretung zugestellt wurden.

Zur Frage des Bürgermeisters, ob es Einwendungen zum gegenständlichen Protokoll gibt, erfolgen keine Wortmeldungen.

Der Bürgermeister stellt daher fest, dass das Protokoll vom 28. März 2006 als genehmigt gilt.

Zu Punkt 3.)

Zu diesem Tagesordnungspunkt übergibt der Bürgermeister den Vorsitz an den Vizebürgermeister. Der Vizebürgermeister übernimmt den Vorsitz und ersucht den Bürgermeister um seinen Bericht. 

Der Bürgermeister berichtet:

a) über das Problem „Nachmittagsbetreuung für Schulkinder“ für das kommende Schuljahr. Die schulische Nachmittagsbetreuung in der Volksschule in Anthering kommt nicht zu stande, da sich weniger als täglich 16 Kinder dafür angemeldet haben. Jene Schulkinder, die eine Betreuung notwendig hätten, können in den bestehenden Einrichtungen der Gemeinde nicht untergebracht werden. Im Kindergarten handelt es sich um voraussichtlich ca. fünf Kinder für das Kindergartenjahr 2006/2007, die am Nachmittag nicht mehr untergebracht werden können, in der alterserweiterten Kindergrupppe um sieben Schulkinder, die ohne eine neue Einrichtung abgewiesen werden müssten. Zudem wurde von der Gemeinde eine Erhebung (Grundlage war die Bedarfserhebung in der Volksschule betreffend Nachmittagsbetreuung) für jene Kinder durchgeführt, die sich zwar in der altersgemischten Kindergruppe nicht angemeldet haben, jedoch bei der schulischen Nachmittagsbetreuung Bedarf angegeben haben. Von diesen Kindern haben sechs verbindlichen Bedarf für eine Nachmittagsbetreuung angemeldet. All diese Kinder, die ohne eine neue Betreuungseinrichtung abgewiesen werden müssen, haben den Bedarf sehr unterschiedlich, manche an fünf Tagen in der Wochen, manche nur an ein- bis drei Tagen. Nach Rücksprache mit der Kindergartenleiterin Veronika Schittenberger und der Leiterin der altersgemischten Kindergruppe Katharina Pfoser wurde darüber beraten, dass eine gemeinsame Lösung gefunden werden muss, in der sowohl die Schulkinder der altersgemischten Kindergruppe als auch die Kindergartenkinder betreut werden könnten. Eine solche gemeinsame Kinderbetreuung wäre am Nachmittag in einer Kindergartengruppe möglich (momentan findet die Nachmittagsbetreuung der Kindergartenkinder nur in einer Gruppe statt, ab Jänner 2007 wäre voraussichtlich alleine für die Kindergartenkinder eine zweite einzurichten – nach Stand der Einschreibung). Frau Landesrätin Eberle wurde deshalb schriftlich von der Gemeinde ersucht, eine „Mischbetreuung“ (Versuch) Kindergarten – altersgemischte Kindergruppe, täglich von 11:30 bis 15:00 Uhr, auf die Dauer von einem Jahr zu genehmigen, eine Antwort liegt noch nicht vor, mündlich wurde dies jedoch bereits mit der Landesrätin besprochen. Auf nächstes Jahr soll der Raum über dem Büro der Kindergartenleiterin für den Kindergartenbetrieb/Nachmittagsbetreuung Schulkinder adaptiert werden.

b) über ein am 19. April 2006 stattgefundenes Expertengespräch zum Thema Gewerbegebiet Aupoint beim Amt der Salzburger Landesregierung, bei dem Herr Mair von der Abteilung 7 festgestellt hat, dass es aus Sicht der Abteilung 7 keinen Versagungsgrund gegen die von der Gemeinde beantragte Widmung gibt, da diese bereits langfristig disponiert wurde und die Widmung im Einklang mit dem Entwicklungskonzept ist. Es wurde festgestellt, dass die Ausweisung eines Korridors für die Verbindung B156 – B20 mit Fortsetzung Gitzentunnel einen unzumutbaren Eingriff darstellt.

c) über die Sitzung des Regionalverbandes Salzburg Nord vom 4. Mai 2006 in Oberndorf, bei der unter anderem der Vertrag betreffend Verwaltungsgemeinschaft Seniorenwohnhäuser Oberndorf – Bürmoos modifiziert wurde und eine Lenkungsausschuss eingerichtet wurde, in dem sich auch der Bürgermeister aus Anthering befindet.

d) über die am 4. Mai 2006 im Kulturraum stattgefundene 2. Gemeindeversammlung. Der Besuch der Versammlung war weit besser als im letzten Jahr und diese Veranstaltung soll auch in den nächsten Jahren beibehalten werden. Nach der Versammlung erfolgte eine rege Diskussion, bei der unter anderem die Themen Querungshilfe Stainachstraße, Stau durch Anthering, Verkehrsberuhigung Bergstraße, Parkplatzproblem, usw. andiskutiert wurden.

e) über ein Gespräch mit der Malerei Eichberger betreffend den Hagelschaden vom Juli 2003 beim Mehrzweckhaus. Die Fassade soll neu gemacht werden, ein Teil wird von der Uniqa bezahlt.

f) über die straßenpolizeiliche Überprüfung vom 25. April 2006 der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung bezüglich Erlassung eines temporären Fahrverbotes bei extremen Witterungsverhältnissen auf der L253 – Antheringer Landesstraße beim Knoten Acharting in Fahrtrichtung Salzburg zur Vermeidung von bereits aufgetretenen erheblichen Staus vom Knoten Anthering Süd bis zur Ortschaft Anthering. Bei dieser Verhandlung wurde von der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung eindeutig festgestellt, dass ein solches temporäres Fahrverbot auf keinen Fall verordnet wird (aus Sicht des Verkehrstechnikers nicht notwendig, aus Sicht der Polizei nicht exekutierbar, aus Sicht des Straßeneigentümers Land Salzburg ebenfalls nicht denkbar). Weiters wurde im Zuge dieser Verhandlung auch über eine eventuelle Ampelregelung im Bereich Schutzweg Volksschule (Ergebnis: zu geringe Querungsfrequenz für Ampelregelung, Anregung – Lotsendienst) und der Geschwindigkeitsbeschränkung 80 km/h beim Knoten Acharting (aus Sicht der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung keine Notwendigkeit einer Geschwindigkeitsbeschränkung, da übersichtliche Straße und keine gefährlichen Kreuzungsbereiche), diskutiert.

g) über die 19. EuRegio Ratssitzung am 8. Mai 2006 in Bischofshofen (Geschäftsberichte, Jahresabschluss 2005, Haushalt 2006). Unter anderem wurde auch einen Statutenänderung beschlossen, bisher war die Hälfte der Mitglieder notwendig für eine gültige Beschlussfassung, ab nun nur noch ein Drittel.

h) über eine am heutigen Tag stattgefundene Infoveranstaltung in Laufen betreffend Salzachsanierung – Salzachregulierung – Salzacheintiefung. Beim letzten Hochwasser wurde im Bereich Anthering 4 m Sole weggerissen. Die Thematik wurde umfangreich dargestellt, im Winter 2006 soll mit dem Bau der 1. Rampe begonnen werden (Bereich Oberndorf). Unter anderem wurde bei dieser Veranstaltung auch angeschnitten, dass der Treppelweg entlang der Salzach verlegt werden soll (eventuell entlang der Lokalbahn). Das Thema Salzachsanierung wird Anthering die nächsten Jahre noch sehr intensiv beschäftigen, weshalb der Bürgermeister vorschlägt, in Anthering eine Inforveranstaltung (Gemeindevertretung und Grundeigentümer) mit einem Experten vom Amt der Salzburger Landesregierung zu veranstalten. Homepage Salzachsanierung: www.sanierung-salzach.at. 

i) über ein Schreiben des Regionalverbandes bertreffend Flächenwidmungsplan-Teilabänderung im Bereich Anif „Seniorenheim neu“ (Widmung von Grün- in Bauland).

j) darüber, dass das in der letzten Sitzung der Gemeindevertretung angekündigte Treffen der Gemeindevertretung mit dem Vorstand der Musikkapelle am 22. Mai 2006  bis auf weiteres verschoben wurde.

k) über die seit 10. Mai 2006 in Anthering positionierte mobile Tempoanzeige, welche nun für zwei Wochen an verschiedenen Straßen in Anthering stehen wird. 

l) über den Lauftag am 11. Juni 2006 und bittet die Mitglieder des Kulturausschusses, mitzuhelfen (Betreuungspersonen für die Labestationen).

Der Vizebürgermeister dankt dem Bürgermeister für seinen Bericht und stellt diesen zur Diskussion.

GR. Humer stellt zum Thema Kinderbetreuung die Frage, ob alle Kindergartenkinder genommen werden können. Weiters berichtet er, dass in Grödig die Bewohner der Wohnanlage betreutes Wohnen den Schülerlotsendienst machen und dies sehr gut funktioniert. 

Der Bürgermeister stellt betreffend Kinderbetreuung fest, dass momentan 5 Plätze zu wenig sind, sich die Situation jedoch ständig ändert (Wegzug, eventuell Wegfall eines Integrationskindes, usw.). Weiters stellt er fest, dass er mit der Direktorin der Volksschule und der Polizei sprechen wird, ob diese es für notwendig halten, einen Lotsendienst in Anthering an den zwei Fußgängerübergängen einzurichten. 

GV. W. Dürnberger bedauert es, dass das temporäre Fahrverbot durch Anthering nicht realisierbar ist, da es passieren kann, dass das Problem Stau durch Anthering in ein paar Jahren täglich da ist (Ansiedelung Schenker, usw.).

GV. Canaval stellt die Frage, was es bringt, wenn die Abgänge der Seniorenheime nicht nach Belegstagen sondern nach Pflegestufen auf die Gemeinden aufgeteilt werden sollten. 

Der Bürgermeister antwortet darauf, dass eine Gemeinde meinte, die Aufteilung der Abgänge nach Pflegestufen wäre gerechter, was ja auch so ist, jedoch administrativ ein gewaltiger Mehraufwand, weshalb die Idee zerschlagen wurde.

GR. Schörghofer stellt betreffend Gewerbegebiet Anthering fest, dass es derzeit gut für Anthering läuft und er sich freut, dass nunmehr doch kein Korridor freigehalten werden muss. Er betont, dass es unbedingt notwendig ist, dass Anthering, wenn es so weit ist, eine negative Stellungnahme zur Widmung Schenker abgeben muss, nicht dass es später heißt, Anthering hat die Ansiedelung der Firma Schenker gut geheißen. 

GV. Nöhmer findet, dass man sich bezüglich geplanter Verlegung des Salzachradweges unbedingt auf die Füße stellen muss und stellt die Frage, ob diese Verlegung auch in Bayern geplant ist. 

Der Bürgermeister stellt fest, dass er dies nicht weiß, da dies nicht Thema der Inforveranstaltung war. 

GR. Frauenlob stellt die Frage in den Raum, warum nicht, da ja die Energiekosten ständig im Steigen sind, im Bereich Salzach ein Wasserkraftwerk geplant wird. Er versteht nicht, dass nun Geld für Sohlstufen ausgegeben wird, wenn man die Fließgeschwindigkeit für ein Kraftwerk nutzen könnte. 

GV. Hofer berichtet, dass er die Gemeindeversammlung sehr gut fand und er nur positives gehört hat. Er findet es sehr gut, wenn auch in den nächsten Jahren eine solche Versammlung für die Bürger stattfindet und gratuliert dem Bürgermeister dazu. Zum Thema Schülerlotsen berichtet er, dass in Mülln, wo sein Sohn zur Schule ging, die Mütter den Lotsendienst freiwillig machen und dies sehr gut funktioniert (eventuell mit Elternverein in Verbindung setzen). 

Weitere Wortmeldungen erfolgen nicht. Der Vizebürgermeister gibt den Vorsitz an den Bürgermeister zurück. Dieser dankt dem Vizebürgermeister für die Vorsitzführung. 
Zu Punkt 4.)

Der Bürgermeister berichtet, dass die Jahresrechnung bereits von der Abteilung 11 überprüft und von dieser als in Ordnung befunden wurde, ebenfalls wurde die Jahresrechnung in der Sitzung des Gemeindevorstandes vom 19. April 2006 durchgearbeitet. Die Kundmachung für die Dauer einer Woche an der Amtstafel erfolgte ebenfalls. 

Der Bürgermeister übergibt das Wort an den Kassenleiter Herrn Pirner. Herr Pirner berichtet anhand einer Powerpoint-Präsentation (liegt dem Protokoll bei) über die Jahresrechnung für das Jahr 2005:

Jahresergebnis:

	Jahresergebnis OHH 
	Überschuss € 13.358,78

	Jahresergebnis AOH
	Fehlbetrag € 74.771,26

	Tatsächlicher Kassenbestand 31.12.05
	Fehlbetrag € 156.564,31


Die Summe der Einnahmen im ordentlichen Haushalt beträgt für das Jahr 2005 
€ 4.496.169,16, die Summe der Ausgaben im ordentlichen Haushalt beträgt 
€ 4.512.594,09.

Die Summe der Einnahmen in außerordentlichen Haushalt beträgt für das Jahr 2005 
€ 634.423,88, die Ausgaben € 709.195,14, das ergibt einen Abgang von € 74.771,26.

Die freie Budgetspitze beträgt 9,63 % (€ 374.000,--) der bereinigten, ordentlichen Einnahmen. 

An Subvention wurden 2005 € 36.097,63 ausbezahlt. 

Der Gesamtschuldenstand 2005 sieht wie folgt aus:

	
	Kategorie I
	Kategorie II
	Kategorie IV
	Gesamt

	Anfangsstand 2005
	€ 1.699.617,39
	€ 5.463.050,22
	€ 420.442,83
	€ 7.583.110,44

	Zugang
	0
	0
	€ 14.752,51
	€    14.752,51

	Tilgung
	€ 132.170,29
	€ 236.757,79
	€ 41.012,04
	€    409.940,12

	Endstand 2005
	 €1.567.447,10
	€ 5.226.292,43
	€ 394.183,30
	€ 7.187.922,83


Es wurden im Jahr 2005 keine neuen Darlehen aufgenommen.

Der Kassenleiter berichtet unter anderem über alle wichtigen außerordentlichen Vorhaben (LF-Fahrzeug, Ankauf Grund Pausenhof Volksschule, Instandhaltung Mehrzweckhaus, Kindergartenbau, usw.)

Weiters werden von Herrn Pirner die Nachweise über Finanzzuweisungen, Zuschüsse oder Beiträge von und an Gebietskörperschaften erläutert, über den aktuellen Schuldenstand sowie die Haftungen wird berichtet und die Ausgabenüberschreitungen bzw. Mehreinnahmen (insbesonders Bürgermeisterpension, Winterdienst) werden besprochen. 

Der Bürgermeister stellt fest, wie schon im Gemeindevorstand diskutiert, ergänzend fest,  dass sich der Kassenleiter bezüglich Zugänge der Haftungen (RHV) bei der Gemeindeaufsicht erkundigt hat, ob jeder Zugang für jeden Bauabschnitt, so wie früher, in der Gemeindevertretung beschlossen werden muss. In den 90er Jahren jedoch gab es eine Satzungsänderung, in der festgelegt wurde, dass die Mitgliedgemeinden anteilig nach Einwohnergleichwerten Haftungen zu übernehmen haben. Seit dieser Zeit wurden in der Gemeindevertretung keine Beschlüsse mehr bei Haftungszugängen gefasst. Nach einer heutigen Rücksprache mit der Abteilung 11 konnte leider niemand dort genau Auskunft geben, ob nun für jede Haftung ein Beschluss gefasst werden muss oder nicht. 

Der Bericht wird zur Diskussion gestellt.

GR. Humer dankt dem Kassenleiter für die übersichtliche Aufbereitung und stellt die Frage, ob der Fehlbetrag im AOH das Budget für 2006 belastet, was der Kassenleiter bejaht. Weiters stellt er die Frage, was die Ausgabenüberschreitung für die Gewerbeschau in der Höhe von € 3.400,-- mit der Bezeichnung Vogl bedeuten, ob dies eine Konsumation beim Voglwirt war. 

Der Bürgermeister stellt dazu fest, dass die Bezeichnung „Vogl“ falsch ist, die Ausgabenüberschreitung stellt die Gesamtausgabe der anteiligen Kosten der Gemeinde für die Gewerbeschau dar. 

Der Vizebürgermeister dankt für die gute Arbeit und stellt im Namen der ÖVP fest, dass es sehr erfreulich ist, dass die Budgetspitze gestiegen ist. 

GV. Nöhmer stellt fest, dass die Präsentation sehr gut, aber zu schnell war. Er stellt die Frage, wie man erklären kann, dass die Kommunalsteuer um 20% gestiegen ist und will die Summe aller Arbeitsplätze in Anthering wissen.

Der Bürgermeister antwortet, dass die Betriebsansiedelung Gott sei dank sehr steigt und einige Firmen die Mitarbeiterzahl gesteigert haben, deshalb der hohe Anstieg der Kommunalsteuer. Die Anzahl der Arbeitsplätze ist dem Gemeindeamt nicht bekannt. 

GR. Frauenlob stellt die Frage, ob die Haftungen RHV projektbezogen sind.

Der Bürgermeister stellt fest, dass die Haftungen projektbezogen sind. Die Haftungszugänge betrugen im letzten Jahr € 1.562.000,--, Gesamthaftungen belaufen sich auf    € 3.447.000,--.

GV. Canaval berichtet, dass er sich schon intensiv mit dem Thema Haftungen auseinandergesetzt hat und er findet, dass die „Geschichte“ mit dem RHV bei weitem brisanter ist, als es scheint. Bei einem heutigen Telefonat mit der Geschäftsführung des RHV, bei dem GV. Canaval wissen wollte, was die Bauabschnitte 27 – 36 bedeuten bzw. wann eine Statutenänderung festgelegt wurde. Es konnte ihm dort jedoch keine Auskunft erteilt werden. Er stellt fest, dass er alle Statuten von allen Verbänden sowie die Haftungserklärungen der Gemeinde im Original sehen will.

GV. Canaval stellt weiters fest und will wörtlich protokolliert haben, dass der Reinhalteverband Stadt Salzburg und Umgebungsgemeinden weder sparsam, wirtschaftlich noch zweckmäßig arbeitet. Der Forderung der Sparsamkeit steht bereits die Satzung entgegen, derzufolge die Mitgliedsgemeinden für alle Darlehen des Verbandes haften. Ein Anreiz, im Zweifel etwas weniger Geld aufzunehmen, ist hiedurch nicht gegeben. Der Verband erschließt zusätzliche Geschäftsfelder (bodenbiologische Untersuchungsstelle) und tritt auf dem freien Markt als Anbieter auf. Seine Konkurrenten arbeiten durch die Bank auf ihr eigenes Risiko, der Verband hat das Risiko jedoch seinen Mitgliedsgemeinden hinterlassen. Der Verband kann es sich leisten, Darlehen in der Größenordnung von € 100.000,-- bis € 200.000,-- zu vergeben, Öffentlichkeitsarbeit und Propaganda um jährlich € 50.000,-- zu betreiben und seiner Tochtergesellschaft SAB GmbH. die Verwaltungstätigkeit zu bezahlen (€ 450.000,-- im Jahr). Der Geschäftsführer des Verbandes hat in der Antheringer Gemeindevertretungssitzung vom 28.03.2006 wörtlich gesagt: „Die Gebühren werden immer steigen. Die Frage ist nur, wie die Kurve ausschaut.“ Im Sinne der Mitgliedsgemeinden ist es nicht wirtschaftlich, wenn ihr Verband für andere Gemeinden Entsorgungsleistungen erbringt, die wohlweislich diesem Verband nicht beitreten wollen. Diese Vorgangsweise widerspricht dem Geist des Salzburger Gemeindeverbändegesetzes. Mit diesen verbandsfremden Gemeinden werden die Entsorgungspreise ausgehandelt, was regelmäßig dazu führt, dass sie es billiger bekommen als die Verbandsgemeinden. 

Der Verband hält sich die SAB GmbH. als Tochtergesellschaft. Sie macht mit dem Müllgeschäft Gewinne. Diese werden aber nicht dazu verwendet, die Gebühren bei Müll oder Abwasser zu senken. Der Verband ist fortlaufend und erfolgreich bestrebt, seine Unabhängigkeit von den Mitgliedsgemeinden auszubauen. Dazu bedient er sich übertriebener Vertraulichkeit. Gesellschafterbeschlüsse werden vom Geschäftsführer des Verbandes vorformuliert und von Vorstand und Mitgliederversammlung zur Kenntnis genommen. 

Der Vorstand pflegt auch mittels Umlaufbeschlüssen zu entscheiden. Von Satzungsänderungen erfahren die Mitglieder der betroffenen Gemeindevertretungen allenfalls, dass sie beschlossen worden sind. Auf der Gemeinde Anthering ist kein gültiges Exemplar der Verbandssatzungen zu finden. (Dieses müsste ein Datum tragen und von sämtlichen Verbandsmitgliedern unterschrieben sein.)

Einem Verband, für dessen Schulden die Gemeinde Anthering anteilsmäßig zwangsläufig haftet, wäre die Gemeinde vermutlich nicht beigetreten. Daher wurde dieser Paragraph auch erst, nachdem alle beigetreten waren, in die Satzung aufgenommen. Und verheimlicht. Ich habe als eine der ersten Tätigkeiten als Gemeindevertreter den Amtsleiter um die Satzung gebeten. Er hat das Papier auf der Stelle aus Siggerwiesen geholt und mir übergeben. Der Haftungsparagraph fehlt darin. 

Die Satzung des Reinhalteverbandes ist gegen die guten Sitten. Wenn die betroffenen Gemeindevertretungen nicht schleunigst alles beschließen, was der Verband will, dann braucht er nur Schulden aufzunehmen. Die dazugehörigen Haftungen stehen daraufhin völlig automatisch im Gemeindebudget und engen den finanziellen Spielraum der Gemeinden noch weiter ein. Die Tätigkeit der SAB GmbH. ist der öffentlichen Kontrolle völlig entzogen (sie hat laut GmbH.-Gesetz Profit zu machen).

Die finanzielle Belastung der Verbandsmitglieder bemisst sich an der Zahl der ihnen zugemessenen Einwohnergleichwerde. Sie werden im Sanierungsplan festgelegt. Und zwar vom Verband. Im Vorstand setzen sich die großen Mitglieder durch. Sie haben die Möglichkeit, den Kleinen überhöhte EGW-Zahlen zuzuweisen. Dann müssen die Kleinen auch verhältnismäßig mehr zahlen.

Der Verband arbeitet bereits seit längerer Zeit unzweckmäßig. Er hat die Kapazität seiner Kläranlage auf 620.000 EGW hinaufgesetzt und kann sie jetzt nur auslasten, wenn Oberndorf, Laufen samt Umgebung und das Oichtental angeschlossen werden. Die Abwässer müssen 14 km weit bergauf nach Siggerwiesen gepumpt werden. Dieses Projekt ist nachweislich viel teurer und unzweckmäßiger als der Ausbau der bestehenden Oberndorfer Kläranlage, die 20 Jahre alt ist.

Der Verband leistet sich eine Geschäftsführung, wie man sie für Wirtschaftsunternehmungen auf dem freien Markt braucht. Er ist aber mit seiner überwiegenden Haupttätigkeit Vollmonopolist. Ein geschäftliches Risiko trägt er nicht. 

Abschließend stellt GV. Canaval betreffend der Statuten des RHV fest, dass es kein Exemplar gibt, das vollständig unterschrieben bzw. datiert ist. Es gibt kein gültiges Exemplar vorhanden, mit dem man beispielsweise vor Gericht auftreten könnte. Er findet es nicht in Ordnung, dass man Statuten in die Hand bekommt, die in Wahrheit nicht gültig sind, in denen das Wesentliche verschwiegen wird. 
Aus diesem Grund stellt GV. Canaval fest, dass er dem Rechnungsabschluss 2005 nicht zustimmt.

GV. Schiefer schließt sich GV. Canaval an und stimmt dem Rechnungsabschluss 2005 ebenfalls nicht zu. 

Abschließend dankt der Bürgermeister dem Kassenleiter für seinen ausführlichen Bericht und die gute Präsentation.
Die Gemeindevertretung fasst mehrheitlich, bei Gegenstimme des GV. Canaval und der GV. Schiefer, folgenden Beschluss:

„Im Sinne von Bericht und Antrag des Bürgermeisters wird die Jahresrechnung für das Jahr 2005 in der vorliegenden Form genehmigt.“

Zu Punkt 5.)

Der Bürgermeister  berichtet anhand einer Overheadfolie, dass im Bereich der Mitterstraße für die Erschließung der Bauplätze von Thomas und Anna Braunwieser, Großlehen 5, eine neue Aufschließungsstraße mit Bebauungsplan verordnet wurde.

Der erste Teil der neuen Straße wurde bereits gebaut, die südliche Anbindung zur Mitterstraße erfolgt erst später. Aufgrund der Anlegung dieser neuen Aufschließungsstraße ist eine Ergänzung der Straßenbezeichnung erforderlich.

Der Vorschlag des Grundeigentümers sowie der Gemeinde lautet auf „Mitterfeldweg“. 

Der Bürgermeister stellt daher den Antrag, die Ergänzung der Straßenbezeichnung im Sinne des Berichtes zu beschließen. 

Die Gemeindevertretung fasst einstimmig folgenden Beschluss:

„Im Sinne von Bericht und Antrag des Bürgermeisters wird für die neue Aufschließungsstraße im Bereich der Mitterstraße zur Erschließung der Bauplätze von Thomas und Anna Braunwieser, Großlehen 5, die Straßenbezeichnung „Mitterfeldweg“ beschlossen.“ 

Zu Punkt 6.)

Der Bürgermeister berichtet, dass in der letzten Sitzung der Gemeindevertretung in einer geheimen Abstimmung der Grundsatzbeschluss zur Einführung einer Hundesteuer ab 1. Jänner 2007 gefasst wurde.

Es wurde nunmehr vom Gemeindeamt ein Entwurf einer Hundesteuerverordnung ausgearbeitet, welcher den Fraktionen mit der Sitzungseinladung zugegangen ist.

Unter anderem werden in dieser Hundesteuerverordnung die Abgabepflicht (sowie Abgabenbefreiungen), die Abgabenschuldner, die Fälligkeit der Steuer, die Höhe der Abgabe und der Wirksamkeitsbeginn geregelt.

Der Entwurf der Hundesteuerverordnung wird zur Diskussion gestellt, es werden einige Änderungen vorgenommen. Unter anderem fällt der Begriff „Wachhund“ in der Verordnung, der Begriff „Partnerhunde“ wird bei den Ausnahmen aufgenommen. 

GV. W. Dürnberger stellt fest, dass er gegen die Einführung der Hundesteuer ist, da dies im Verhältnis zu den Einnahmen einen zu großen Verwaltungsaufwand darstellt und wird der Hundesteuerverordnung nicht zustimmen.

Die Gemeindevertretung fasst mehrheitlich, bei Gegenstimmen der GV. Fink, GV. W. Dürnberger, GV. Canaval und GV. Schiefer,  folgenden Beschluss:

„Im Sinne von Bericht und Antrag des Bürgermeisters wird die Verordnung der Gemeinde Anthering über die Einhebung einer Hundesteuer ab dem 1. Jänner 2007 laut vorliegendem Entwurf beschlossen.“

Zu Punkt 7.)

Der Bürgermeister berichtet anhand einer Overheadfolie über die beantragte Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich Kaschnitz, Teilfläche der GP. 3762/15, KG. Anthering. Er teilt mit, dass die Kundmachung über die Auflage des Entwurfes in der Zeit vom 7.3.2005 bis 4.4.2005 an der Amtstafel der Gemeinde angeschlagen war. Weiters erfolgte die Verlautbarung im Rundschreiben der Gemeinde am 8.3.2005. 

Innerhalb der Auflagefrist wurde vom Regionalverband Salzburg-Stadt und Umgebungsgemeinden eine schriftliche Stellungnahme abgegeben, wonach die beabsichtigte Widmungsänderung nicht im Widerspruch zum Regionalprogramm steht. Aus Sicht der überörtlichen Raumordnung ist daher gegen das Widmungsvorhaben kein Einwand erhoben worden. Laut Stellungnahme des RVS handelt es sich im gegenständlichen Fall um einen 1. Schritt zur Realisierung des überörtlichen Planungszieles. 

Weitere Stellungnahmen der Anrainer sind innerhalb der Auflagefrist nicht eingegangen. 

Die Vorbegutachtung bezüglich der Umwelterheblichkeit für das gesamte Grundstück durch die Abteilungen des Amtes der Salzburger Landesregierung hat ergeben, dass die angestrebte Teilabänderung den Zielsetzungen des räumlichen Entwicklungskonzeptes entspricht und daher aus Sicht der örtlichen Raumplanung kein Einwand besteht. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wurde dazu angemerkt, dass eine Entwässerung der künftigen Bauflächen nur im Trennsystem erfolgen darf. 

Da eine ausreichende Oberflächenwasserableitung bisher nicht sichergestellt war, wurde die Teilabänderung des Flächenwidmungsplanes noch nicht beschlossen (vertagt am 26.4.2005 und 23.6.2005). Nunmehr liegt die wasserrechtliche Bewilligung der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung zur Einleitung der Oberflächenwässer in den verrohrten Kroisbach vor. Daher liegen alle Voraussetzungen für eine Beschlussfassung vor.

Die weitere Ver- und Entsorgung des betroffenen Gebietes ist aus den bestehenden Anschlussleitungen gegeben. 

Der Bürgermeister stellt daher den Antrag, die Teilabänderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich Kaschnitz, Teilfläche der GP. 3762/15, KG. Anthering, entsprechend dem Entwurf der ALLEE 42, Landschaftsarchitekten vom 2.3.2005 zu beschließen. 

Es erfolgt eine allgemeine Diskussion. 

Die Gemeindevertretung fasst einstimmig folgenden Beschluss:
„Im Sinne von Bericht und Antrag des Bürgermeisters wird die Teilabänderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich Kaschnitz, Teilfläche der GP. 3762/15, KG. Anthering, entsprechend dem Entwurf der ALLEE 42, Landschaftsarchitekten vom 2.3.2005, beschlossen.“ 

Zu Punkt 8.)

Der Bürgermeister lädt nochmal alle Gemeindevertreter zum Bischofsempfang am 13. Mai 2006, Treffpunkt 17:45 Uhr im Pfarrheim sowie zur Projektvorstellung „Betreutes Wohnen“ am 16. Mai 2006 im Kulturraum, ein.

Weiters berichtet der Bürgermeister, dass es auf der Gemeinde ein Sparbuch gibt (momentan mit € 2.400,--), dessen Geld für soziale Zwecke eingesetzt werden soll. Nachdem nun wieder ein Bürger angeboten hat, der Gemeinde Geld geben zu wollen, damit diese das Geld sozialen Zwecken zuführt, schlägt der Bürgermeister vor, das Sparbuch „Sozialfond“ zu nennen, im Sozialausschuss diesen Sozialfond ganz offiziell zu gründen und die Aufteilung des Geldes mittels Beschlüssen im Sozialausschuss zu verteilen. 

GV. Hofer stellt fest, dass der Antheringer Bach in den letzten Tagen sehr stark verschmutzt war (durch Grünschnitt, Gülle, usw.). Er bittet den Vizebürgermeister als Ortsbauernobmann, mit den Bauern zu sprechen, damit keine Gülle mehr in den Bach gelangt. Er stellt weiters fest, dass auch diesen Winter leider wieder von zwei Bauern Gülle ausgefahren wurde und stellt die Frage an den Vizebürgermeister, warum dies so war. 

Der Vizebürgermeister berichtet, dass ein Bauer wegen Gülleausbringung und ein Bauer wegen Mistausbringung angezeigt wurden. Er stellt fest, dass er die Verordnung darüber, dass bei Schneedecke keine Gülle ausgefahren werden darf, nicht gut findet. Es heißt, die Schneedecke muss unter 5 cm dick sein, um Gülle ausfahren zu dürfen, was jedoch kaum möglich ist, weil dann alles dreckig ist und man nicht fahren kann. Ideal wäre die Ausbringung bei einer Schneedecke von etwa 10 bis 15 cm, da sich die Gülle mit dem Schmelzwasser verbindet und dadurch eine zusätzliche Stickstoffbindung erfolgt. 

Es erfolgte eine allgemeine Diskussion zu dem Thema.

GV. Hofer stellt fest, dass er die Stelle, an der der Maunzteufel untergebracht ist (Nische in der Kirchenmauer) sehr unglücklich gewählt ist und er schlägt vor, im Kulturausschuss einen anderen Standplatz, bei dem man das Denkmal besser sehen kann, zu suchen (auch die Geschichte dazuschreiben). Beim jetztigen Platz ist er seiner Meinung nach auch sehr starkem Verkehrsschmutz ausgesetzt. Sein Wunsch wäre es, dass dieser Platz überdacht ist, auch der Tourismusverband hätte sicher eine Freude daran.

Der Bürgermeister stellt zu den Bachverunreinigungen fest, dass diese sehr zu verurteilen sind und die einzige Lösung ist, sofort Anzeige bei der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung zu erstatten.

Bezüglich Maunzteufel stellt er fest, dass sich jene Leute, die den Platz in der Kirchenmauer damals gewählt haben, sich sicher auch etwas dabei gedacht haben und er diese Sache nicht wieder zum Neuen diskutieren will.

GV. F. Luginger freut es, dass der Kinderspielplatz im Zentrum nun renoviert wird. 

GR. Leypold stellt die Frage, ob an dem Gerücht, dass neben dem Bäcker (ehemals Friseurgeschäft Muckenhammer) ein Lokal eröffnet wird.

Der Bürgermeister bejaht dies, Wolfgang Kaschnitz wird dort ein Pub eröffnen, letzte Woche hat das Gewerbeverfahren stattgefunden.

GV. Hofer berichtet kurz, dass der Bürgerbeirat neu zusammengestellt wurde.

Der Bürgermeister erinnert nochmal an den 1. Antheringer Lauf- und Nordic-Walking-Tag am Sonntag, den 11. Juni 2006 und bittet die Gemeindevertreter um Mithilfe (Betreuung Labestationen). Diese Mithilfe soll der Obmann des Kulturausschusses, GR. Auer, nach seinem Urlaub koordinieren. Er stellt weiters die Frage, ob alle Mitglieder der Gemeindevertretung an diesem Lauftag da sind, was von allen bejaht wird.
Da die Tagesordnung erschöpft ist und keine weiteren Wortmeldungen mehr erfolgen, schließt der Bürgermeister um 21:30 Uhr die Sitzung. 

Der Schriftführer
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